
Abordnungschaos – 
the same procedure as every year
Von Wolfgang Ehlers

Was bisher geschehen ist

Vor zweieinhalb Jahren erreichte uns in den 
damaligen Sommerferien die erste größere 
Abordnungswelle. Auf Proteste wurde mit 
den üblichen Versprechungen, die Situa­
tion zeitnah bereinigen zu 
können, reagiert. Ein Jahr 
später erfolgte eine Fortset­
zung der Abordnungsmaß­
nahmen „als notwendiges 
Übel“, weil die Situation sich 
nicht verbessert hatte. Neu 
war jetzt allerdings, dass 
in typischer „Salamitaktik“ 
zunächst vielfach nur mit 
halbjährigen Abordnungen 
gearbeitet wurde.

Zum Jahreswechsel 2020 
und damit zum neuen 
Schulhalbjahr hat das Kul­
tusministerium seine Ab­
ordnungswelle fortgesetzt. 
Bisher hieß es aus dem Mi­
nisterium: „Wir müssen an Schulen mit 
weniger Lehrern aushelfen, damit dort 
kein Unterricht ausfällt“ und: „Als Beam­
ter sind Sie verpfl ichtet, hier mitzuhelfen, 
denn es darf kein Unterricht ausfallen.“

Da fragt man sich, was denn der Kultus­
minister mit seinen Mitarbeitern eigent­
lich wirklich dafür getan hat, diesen nun 
schon lange andauernden Missstand zu 

beseitigen?! Als Landesbeamte sind sie 
schließlich nach ihrer eigenen Logik eben­
falls verpfl ichtet, zeitnah alles Mögliche 
zu veranlassen, dass diese unhaltbaren 
Zustände beseitigt werden.

Tatsache ist leider, dass sich die Situation 
nicht wie erhofft verbessert, sondern massiv 

verschlechtert hat. Uns erreichen laufend 
neue Hilferufe aus den Schulen und auch 
von besorgten Eltern, weil der „Verschiebe­
bahnhof“ munter weiter ausgebaut wird, 
mit ähnlichen Erfolgen, wie man es von der 
Deutschen Bahn zur Genüge kennt.

Das Chaos vergrößert sich mit jedem Fahr­
planwechsel, keine der wohlklingenden 
Versprechungen werden eingehalten. Die 
„Durchsagen an die Kunden“ ähneln sich, 
bleiben vage oder werden ganz eingestellt. 
Mit großer Verunsicherung gingen die Kol­
legen somit in die Weihnachtsferien, weil 
keiner vorher wusste, wohin die Reise geht.  

Mit statistischen Zahlenspielen wird die 
Öffentlichkeit getäuscht. So gibt es Fälle, 
bei denen vor Ort ganz andere Fähigkeiten 
bzw. Tätigkeiten erforderlich sind als zuvor 
als angeblicher Mangel ausgewiesen wur­
de. Es fi ndet offensichtlich kein Austausch 
unter den benachbarten Schulen statt, 
Lehrerprofessionalität war gestern, heute 

geht es eben nur noch um 
Stundenkontingente, die 
zu liefern sind. 

Die Probleme 
 verschärfen sich

So werden abgeordnete 
Kollegen dort eingesetzt, 
wo die aufnehmende Schu­
le schon viele Probleme 
nicht lösen konnte. Wir 
erhalten Berichte, dass sie 
in Klassen, in denen die 
Kollegen der Abordnungs­
schulen schon Schwierig­
keiten hatten, buchstäblich 
verheizt werden. Sie sollen 
an einer fremden Schule, 

deren Regeln sie nicht kennen, mal eben 
Klassenleitungsaufgaben wahrnehmen 
und die Eltern zur Schullaufbahn an ei­
ner fremden Schule beraten. Sie sollen 
an der Schulentwicklungsplanung mitar­
beiten, an Dienstbesprechungen, Konfe­
renzen und Teamsitzungen teilnehmen, 
zu Elternsprechtagen anreisen und Be­
reitschaftsdienste übernehmen. Ach ja, 
der Unterricht an den Gymnasien geht ja 
auch noch weiter, da verlangt der abge­
bende Schulleiter zu Recht natürlich auch 
dort den vollen Einsatz. So kann das nicht 
weitergehen!
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Lösungen sehen anders aus

Daher erwarten wir von den Schulleitern 
der aufnehmenden Schulen, dass sie ihre 
Schule mit ihrem Personal so organisieren, 
dass die abgeordneten Kollegen den an­
gemeldeten Unterrichtsausfall kompen­
sieren und nicht zu allerlei anderen Tätig­
keiten verpflichtet werden. Dazu wurden 
Abordnungen eigentlich ursprünglich ein­
mal „erfunden“.
 
Hier ein Beispiel, wie positive Eigenini­
tiative von der Behörde verhindert wird. So 
konnte ein hilfsbereiter Gymnasialkollege 
auf Nachfrage nicht ganz an eine Grund­
schule versetzt werden, weil ihm angeblich 
die entsprechende Grundschullehreraus­
bildung fehlte. Wie kann es sein, dass die 
Behörde uns einerseits die schulformüber­
greifenden Abordnungen auferlegt, aber 
andererseits eine Versetzung „mangels 
Professionalität“ durch die gleiche Behörde 
beamtenrechtlich nicht möglich ist?

Stattdessen wird vielfach versucht, mit 
zunächst halbjährlichen Abordnungen 
die Mitbestimmungsrechte der Perso­
nalräte zu umgehen, da sie dann nicht in 
der Mitbestimmung sind. Damit werden 
vollendete Tatsachen geschaffen, in der 
Hoffnung, dass sich viele Kollegen dann 
aus ihrer pädagogischen Verantwortung 
heraus einer Verlängerung der Abordnung 
nicht verweigern. Gleichzeitig wird der re­
ale Umfang der Abordnungen gekonnt 
verschleiert.

Die Wirklichkeit wird nicht 
wahrgenommen

Dies alles führt dazu, dass auch am „Ab­
fahrtsbahnhof“ keine Verlässlichkeit mehr 
gegeben ist: Der Unterrichtsausfall an 
den Gymnasien steigt laufend an, weil die 
abgeordneten Kollegen fehlen und das 
„verbleibende Zugpersonal“ den Rest ir­
gendwie erledigen soll. Mit dieser massiv 
gestiegenen Mehrbelastung erhöht sich 
der Frust und damit verbunden der Kran­
kenstand. Kein Wunder, dass man niemand 
mehr findet, der sich das auf Dauer antun 
möchte. Dass Niedersachsen im Wettbe­
werb um Lehrkräfte längst aufs Abstellg­
leis geraten ist, zeigt sich an der weiter stei­
genden Anzahl an Versetzungsanträgen in 
andere Bundesländer und an der Tatsache, 
dass angehende Studienreferendare ihre 
zweite Ausbildungsphase lieber gar nicht 
erst in Niedersachsen beginnen wollen. 

Damit verpufft die gut gemeinte über 
200Tausend Euro teure Werbekampagne 
„Job mit Klasse“, bevor sie richtig begon­
nen hat. 
Die unzureichende Zahl an Ausbildungs­
plätzen sind das eigentliche Grundprob­
lem in Niedersachsen, angefangen an den 
Universitäten, fortgesetzt in den Studien­
seminaren. So kamen in der Vergangen­
heit vielfach an einzelnen Studienorten al­
lein deshalb faktisch schon Bewerber mit 
höheren Durchschnittsnoten als 2,0 nicht 
mehr zum Zuge, obwohl auch Bewerber 
mit einem etwas schlechten Notendurch­
schnitt mit Sicherheit über das notwen­
dige pädagogische Talent und Empathie 
verfügen, um in den Grundschulen erfolg­
reich arbeiten zu können. Weiterhin sind 
nicht alle Fächerkombinationen möglich. 
Die verantwortlichen Ministerien müs­
sen diese offensichtlichen Grundpro­
bleme jetzt an der Wurzel packen und 
„das Nadelöhr“ auch durch Öffnung für 
weitere Fächerkombinationen umgehend 
beseitigen.

Es fehlt ein Belohnungssystem

Kollegen, die sich gutgläubig freiwillig über­
hälftig abordnen lassen würden, werden 
durch die Behörde mit einer Gehaltskür­
zung bestraft, weil sich die Berechnungs­
größen verändern. Das ist im Jahr 2020 der 
Dank der Behörde für Engagement und Mit­
hilfe! Auch das muss umgehend geändert 
werden, denn jede Stunde zählt.
 
Liebe Kollegen, lassen Sie sich nicht zwin­
gen, durch eine überhälftige Abordnung 
für weniger Gehalt arbeiten zu müssen. 
Geben Sie dazu nicht ihr Einverständnis 
oder ziehen Sie dieses zurück, wenn Sie 
eine entsprechende Gehaltsabrechnung 
vorliegen haben.

Die Krönung ist das neue „Merkblatt Rei­
sekostenhinweise“ vom 1.8.2019 für Ab­
ordnungen. Dort findet man, dass in be­
stimmten Fällen nicht mehr jede Fahrt zur 
Abordnungsschule abgerechnet werden 
kann. So gibt es für eine überhälftige Ab­
ordnung Sonderregelungen, die unbedingt 
zu beachten sind. (Das Merkblatt ist im In­
ternet unter diesem Stichwort abrufbar)

Weiterhin gibt es bei der Nutzung von ei­
nem Privat-PKW in der Regel nur die „klei­
ne Wegstreckenentschädigung“ (20ct/
km). Für die „große Wegstreckenentschä­
digung“ nach § 5 Abs. 3 NRKVO mit einer 

Erstattung von 30ct/km muss vorher bei 
der Schulleitung eine schriftliche Geneh­
migung eingeholt werden. Wichtig: Dann 
und nur dann wäre das private Kfz auch 
gegen Sachschäden am eigenen Fahrzeug 
versichert. Das ist der Dank und die Wert­
schätzung des Arbeitgebers gegenüber 
denen, die das System Schule tragen hel­
fen. So ist zum Beispiel immer noch das 
Gerücht im Umlauf, dass man sein priva­
tes Kfz für Dienstfahrten einsetzen muss. 
Dies ist natürlich nicht korrekt, und Sie 
sollten es sich gut überlegen, ob Sie das 
für 20ct/km überhaupt machen wollen.

Unsere Personalräte stehen Ihnen bei

Lassen Sie sich im Zweifelsfall von unse­
ren Personalräten beraten, rufen Sie uns 
an, schreiben Sie uns! Weiter Informatio­
nen dazu unter folgendem QR-Code:

 

Teilen Sie uns „Ihre persönlichen Erleb­
nisse“ mit, wir sammeln Ihre Beiträge für 
weitere Aktivitäten.

Was geschieht im Sommer?

Im Sommer laufen viele Abordnungsver­
fügungen aus. Es wurde signalisiert, dass 
dann viele Kollegen, die bisher an Abord­
nungsschulen „geparkt“ wurden, wieder 
an die Gymnasien zurück kommen sollen, 
weil dort das 13. Schuljahr beginnt und 
daher dort auch wieder mehr Lehrer ge­
braucht werden. Allein, es fehlt der Glau­
be, denn dann fehlen diese Kollegen ja 
schon wieder an den vielen Oberschulen, 
Grundschulen und IGSen…

Wir werden sehen, wie und ob die Pro­
bleme durch das Ministerium und die 
Schulbehörde gelöst werden. Schwierige 
Aufgaben sollten nicht nur als solche er­
kannt sondern auch endlich einmal mit 
Nachdruck bearbeitet werden, erst das 
zeichnet wirkliche Klasse aus. Der PHVN 
wird sein Augenmerk weiter und immer 
wieder auf diese Abordnungstragödie 
richten und seine Kritik gegenüber dem 
Dienstherrn solange äußern bis es heißt: 
„Not the same procedure as last year.“ 



Digitalisierung: Chancen nutzen – Rechte wahren
Von Astrid Thielecke

Unsere Schülerinnen und Schüler wachsen 
in einer Gesellschaft auf, in der die stän­
dige Abrufbarkeit von Informationen und 
die Vernetzung der Kommunikationswege 
selbstverständlich sind. Die Vorbildfunk­
tion von Lehrkräften im verantwortungs­
vollen Umgang mit den Möglichkeiten der 
„neuen Medien“ kann nur greifen, wenn 
auch Lehrkräfte alltäglich mit diesen Me­
dien umgehen und sie dort selbstverständ­
lich verwenden, wo sie eine Bereicherung, 
Hilfe und Zeitersparnis sind, aber eben 
nicht verwenden, wo sie nur Spielerei oder 
vermeintliche Motivation sind.
Um das überall möglich zu machen, hat die 
Bundesregierung den DigitalPakt Schule 
beschlossen, der nun nach und nach umge­
setzt wird. Alle Schulen stehen in der Ent­
wicklung an unterschiedlichen Punkten. 
Aus der Sicht des Philologenverbandes 
Niedersachsen sind folgende Aspekte drin­
gend zu fordern:

Hard- und Software bedarfsgerecht 
ausbauen

Im Bereich Hardware sind alle Schulen mit 
einem leistungsfähigen Internet/WLAN 
auszustatten, so dass es möglich ist, dass 
auch mehrere Klassen gleichzeitig das 
Internet nutzen, ohne dass die Ladedau­
er unzumutbar wird. Auch jetzt schon 
gut ausgestattete Schulen dürfen nicht 

hintangestellt werden. Für die Lehrkräfte 
muss eine Finanzierung von Dienst­Tablets 
u.Ä. vorgesehen werden, wenn die dienst­
liche Verwendung erwartet wird. Insoweit 
müssen Haftungs­ und Datenschutzfra­
gen, Rahmenvorgaben für Nutzungsbedin­
gungen geklärt werden. 
Im Zusammenhang mit der zu verwen­
denden Software muss die Finanzierung 
von digitalen Unterrichtsmaterialien und 
Programmen für die dienstliche Nut­
zung gesichert werden. Eine Nutzung von 
open­source­Lösungen ist anzustreben. 
Weiterhin sind Urheberrechtsbedingun­
gen zu klären. 

Dauerhafte Unterstützung durch 
Fortbildungen und Administration 
erforderlich

Zur nachhaltigen Umsetzung des Digi­
talPaktes sind dringend Unterstützungs­
systeme einzuführen oder auszubauen, 
die bisher vernachlässigt wurden. Dazu 
gehören bedarfsgerechte Fort­ und Aus­
bildungen (Konzepte für unterschiedliche 
Niveaus von Vorkenntnissen, ganztägige 
SchiLF, Nutzung der Ressourcen/Personali­
en an den Schulen bei gleichzeitiger zeitli­
cher Entlastung der Durchführenden auch 
in der Planungsphase). Weiterhin sollten 
gelungene Beispiele für Medienbildungs­
konzepte veröffentlicht werden. Wichtig 
ist auch die Bereitstellung von personellen 
Ressourcen für die Erstellung, Evaluation 

und Weiterentwicklung der Medienbil­
dung an jeder Schule (pro 1000 Schülerin­
nen und Schüler 12 Anrechnungsstunden). 
Das Problem der Administration muss 
endlich durch ausgebildete Personen ge­
löst werden, die zu gleichen oder ähnlichen 
Bedingungen wie Schulassistenten arbei­
ten (regelmäßige, bei größeren Systemen 
ständige Anwesenheit an der Schule). 

Rechtliche Fragen sicher klären

Für alle Lehrkräfte ist die Einhaltung von 
datenschutz­ und personalratsrechtlichen 
Fragen von maßgeblicher Bedeutung. Im 
Niedersächsischen Personalvertretungs­
gesetz ist die umfassende Mitbestimmung 
des Personalrats – und damit die Einbe­
ziehung des Kollegiums – bei Einführung 
neuer Medien (Veränderung der Arbeits­
bedingungen), insbesondere auch der Aus­
schluss von Überwachungsmöglichkeiten 
(Arbeitszeiten am Rechner, elektronische 
Schließanlagen etc.), festgeschrieben. Die 
Schul­Datenschutzbeauftragten mit ihren 
immer umfangreicheren Aufgaben müs­
sen gestärkt werden (Anrechnungsstun­
den, klare Aufgabenbeschreibung). Ziel 
muss eine klare, realistische und umsetz­
bare Anwendung der Bestimmungen der 
DSGVO auf den schulischen Bereich sein. 
Nicht zuletzt ist für alle Beteiligten die 
Einhaltung der Arbeitsschutzgesetze: z.B. 
Recht auf Nicht­Erreichbarkeit zu gewähr­
leisten. 

Der Philologenverband for-
dert über die obengenannten 
Punkte hinaus von Bund und 
Ländern eine Anschlussfi nan-
zierung, ein DigitalPakt 2.0, 
um eine Nachhaltigkeit der 
Entwicklung zu gewährleisten.

Weitere Informationen dazu 
unter folgendem QR­Code:
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Was gehen uns die Grundschulen an?
Zur Novelle des Erlasses „Die Arbeit in der Grundschule“
Von Michaela Reuther und 
Dr. Hansjörg Rümelin

Viel, denn in den Grundschulen werden 
die Fundamente gelegt: für Schule, Stu­
dium und Beruf. Damit haben die Grund­
schulen eine zentrale gesellschaftliche 
Aufgabe. In diesem Jahr schon seit hun­
dert Jahren, solange ist die Grundschule 
in Deutschland Pfl ichtschule für alle Kin­
der. „Ihre Lehrerinnen und Lehrer nehmen 
viele Entwicklungen zuerst wahr: Dass die 
Gesellschaft auseinanderdriftet. Dass zu 
den einheimischen Migranten Hundert­
tausende Flüchtlinge hinzukommen. Dass 
sich in einem Teil der Elternschaft päda­
gogisches Analphabetentum breitmacht. 
Dass Inklusion viel schwieriger ist als bis­
her gedacht. Die Grundschulen sind ein 
Frühwarnsystem für Erfolg oder Misser­
folg der Schule insgesamt“, schrieb Martin 
Spiewak am 30. Mai 2018 in der „Zeit“. 

Grundschulen als Brennpunkte der Bil­
dungspolitik, nicht nur in Niedersachsen 
und nicht nur in Brennpunktschulen. 
Überall sollen sie zentrale Probleme unse­
rer Gesellschaft auffangen und beheben. 
Aufgebürdet werden diese Aufgaben den 
Lehrkräften: Sie sollen parallel zum lau­
fenden Unterricht die oftmals hohe Zahl 
an Flüchtlingskindern integrieren. Sie 
sollen die von immer mehr Eltern nicht 
mehr geleisteten Erziehungsaufgaben 
auffangen. Sie sollen die inklusiven Kin­
der fördern, alle Kinder differenziert und 
individualisiert unterrichten und alle Kin­
der immer im Blick haben.

Es werden immer mehr Aufgaben an 
die Grundschullehrkräfte übertragen, 
dafür bereitgestellte Entlastungen und 
Ressourcen aber werden nicht geplant. 
Besonders ärgerlich: Vieles ist politisch 
selbstverschuldet wie die allerorten chro­
nisch fehlgesteuerte Einstellungspolitik 
und die Folgen der im Eiltempo einge­
führten Inklusion.

Der in Niedersachsen vorgelegte Grund­
satzerlasses für die Arbeit in den Grund­
schulen führt nun aber keineswegs zu 
einem Gegensteuern und der zu erwar­
teten Entlastung der Lehrkräfte. Sondern 
ganz im Gegenteil – zu einer erneuten 

Ausweitung des Aufgabenspektrums im 
Sinne einer gesellschaftlichen Reparatur­
werkstatt ohne Ausstattung.

In der Konsequenz ist schon jetzt er­
kennbar, dass der genuinen Aufgabe der 
Grundschule immer weniger Zeit ein­
geräumt werden kann: der Vermittlung 
der im Erlass geforderten Basisqualifi ka­
tionen: Lesen, Schreiben, Rechnen. Hier 
muss weiterhin und tatsächlich der ein­
deutige Schwerpunkt der Arbeit in der 
Grundschule gesetzt werden, denn nur so 
wird allen Schülerinnen und Schülern erst 
eine erfolgreiche Schullaufbahn auf ei­
ner weiterführenden Schule ermöglicht. 
Und hierbei muss das Experimentieren, 
wie beim unverantwortlichen „Schreiben 
nach Gehör“ ein Ende haben.

Nur so können die Ungleichheiten der 
unterschiedlichen Elternhäuser aufge­
fangen werden, nur auf diesem Wege ist 
Bildungsgerechtigkeit erreichbar. Werden 
diese selbstverständlichen Fundamente 
in der Grundschule nicht zuverlässig und 
verbindlich gelegt, sind die daraus erwach­
senden Defi zite oftmals nicht auszuglei­
chen und schwerwiegende Folgen für die 
Zukunftschancen der betroffenen Schüle­
rinnen und Schüler vorprogrammiert.

Gleichzeitig wird dadurch, dass die Kern­
aufgabe der Grundschule immer weiter 
aus dem Blick gerät, eine völlig überfl üs­

sige Hypothek an alle weiterführenden 
Schulformen weitergereicht – was im Er­
lassentwurf gefl issentlich ausgeblendet 
wird.

Nach dem gleichen Prinzip wird immer 
dann verfahren, wenn zusätzliche Auf­
gaben defi niert werden, ohne Ausgleich 
an anderer Stelle zu schaffen. Nur zwei 
Beispiele aus dem Entwurf des Erlasses: 
Wann etwa die erheblich ausgeweitete 
„Abstimmung und Koordinierung des 
Übergangs von der Grundschule in die 
weiterführenden Schulen“ von den jetzt 
schon überlasteten Lehrkräften der be­
teiligten Schulen geleistet werden soll, 
bleibt ebenso ungeklärt, wie Frage, wie 
die notwendigen „Voraussetzungen für 
[die nun ausnahmslos] inklusive Bildung“ 
hergestellt werden sollen.

Sinnfrei und selbstentlarvend wird es 
dann, wenn den Erziehungsberechtigten 
eingeräumt wird selbst zu entscheiden, 
ob für ihr Kind eine Schullaufbahnemp­
fehlung ausgesprochen wird, die dann 
aber, weil nicht verpfl ichtend, völlig un­
verbindlich und ohne jede Konsequenz 
bleibt.
Folgen aber hat der Erlass nicht nur für 
die für Schülerinnen und Schüler an den 
Grundschulen, denn für die Lehrkräf­
te an den Grund­ und weiterführenden 
Schulen bedeutet er: Weitere Belastun­
gen statt Entlastungen. Wenn man qua­
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Qualitätsoffensive Inklusion – Kindeswohl vor Ideologie
Von Diana Frenkel und Michaela Reuther

Die aktuelle Umsetzung der Inklusion in 
Niedersachsen vermittelt an vielen Stel­
len nicht den Eindruck, das Kindeswohl 
an erste Stelle zu setzen. Die Probleme 
sind für alle Beteiligten offensichtlich. Bei 
der Inklusion gehen Wunsch und Wirk­
lichkeit an vielen Schulen auseinander. 
Aber anstatt eine Evaluation durchzu­
führen und die Umsetzung der Inklusion 
wissenschaftlich zu begleiten, schreitet 
die Politik auf dem Rücken der Kinder und 
Lehrkräfte weiter voran und schafft mit 
der Abschaffung des bisher gut funktio­
nierenden Förderschulsystems Tatsachen. 

Die 2006 verabschiedete und 2008 ratifi ­
zierte UN­Behindertenkonvention unter­
strich das Recht von Menschen mit Behin­
derungen auf Bildung. Dazu hat sich auch 
der PHVN wiederholt bekannt und klar 
formuliert, dass er die Ziele dieser Kon­
vention unterstützt. 

Der PHVN betont aber auch zum wieder­
holten Male, dass die UN­Konvention kei­
nerlei Aussagen dazu macht, in welchem 

Schulsystem diese Ziele erreicht werden 
sollen. Im Vordergrund muss das Kindes­
wohl stehen.

Es zeigt sich daher klar, dass die Inklusion 
in Niedersachsen viel zu überstürzt einge­
führt wurde und dass die derzeitige Aus­
stattung der Schulen für die Erfüllung des 
Inklusionsauftrages seitens des Landes 
noch immer mehr als unzulänglich ist. 

Eine sonderpädagogische Förderung von 
Schülern mit entsprechendem Unterstüt­
zungsbedarf durch eine Förderschullehr­
kraft ist lediglich mit drei bis fünf Stunden 
pro Woche gesetzlich festgelegt – viel zu 
wenig für eine angemessene Unterstüt­
zung. Hinzu kommt, dass der landeswei­
te Fachkräftemangel inzwischen auch in 
den noch bestehenden Förderschulen an­
gekommen ist und diese Stunden real oft 
gar nicht zur Verfügung stehen. Auffan­
gen müssen diesen Mangel in erster Linie 
die Lehrkräfte in den Klassen. Das bedeu­
tet, dass die Bedingungen an Schulen des 
allgemeinbildenden Systems kaum den 
besonderen Bedürfnissen im Rahmen 
der Inklusion Rechnung tragen (können). 
Auch die allgemeinen Bedingungen an 
den Schulen überfordern manchen In­
klusionsschüler: Große Klassen, häufi ge 
Raum­ und Lehrerwechsel. Die Bedingun­
gen der Förderschulen, die diesen Kindern 
zugutekommen, lassen sich im allgemei­
nen Schulsystem kaum umsetzen.

Ebenso wie die Lehrkräfte der allgemein­
bildenden Schulen leisten auch Förder­

schullehrkräfte oftmals Unermessliches. 
Aufgrund ihres Einsatzes haben sie einen 
enorm hohen zusätzlichen zeitlichen Auf­
wand, um dem Förder­ und Beratungsbe­
darf im Rahmen der Inklusion an Regel­
schulen nachzukommen.

Festzustellen bleibt, dass die Inklusion 
in Niedersachsen ideologisch gewollt ist. 
Notwendige Rahmenbedingungen aber 
werden nicht geschaffen und in der Re­
alität werden die Schulen, die Lehrkräfte 
und auch die Familien weitestgehend 
 allein gelassen. Für eine angemessene 
Umsetzung der Inklusion an Regelschu­
len in Niedersachsen stellte der PHVN 
in seiner auf der Vertreterversammlung 
2019 in Goslar verfassten Resolution ent­
sprechende Forderungen an die Politik. 
Ein ’Weiter so’ darf es nicht geben, die 
derzeitigen unzumutbaren Bedingungen 
für Lehrkräfte sowie Schülerinnen und 
Schüler müssen beseitigt werden.

Unsere Resolution fi nden Sie unter fol­
gendem QR­Code:

lifi zierte Grundschullehrkräfte gewinnen 
will, ist dies der eindeutig falsche Weg. 
Nur eine Verbesserung der Arbeitsbedin­
gungen und die Bereitschaft bildungs­
politische Fehlentscheidungen zu revidie­
ren, können dazu beitragen. Dann kann 
die Grundschule auch wieder ihren wich­
tigen gesellschaftlichen Aufgaben ge­
recht werden: Grundlagen für die Schul­ 
und Studien­ und Berufslaufbahn unserer 
Kinder zu legen. 

Der Philologenverband und der Schul­
hauptpersonalrat haben den Erlassent­
wurf abgelehnt und eine Überarbeitung 
eingefordert.

Die Anhörungsfassung des Erlasses „Die 
Arbeit in der Grundschule“ kann abgeru­
fen werden unter folgendem QR­Code:

Die Stellungnahme des Philologenver­
bandes fi ndet sich unter: 
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Änderung der Kriterien bei Erteilung von Vorabauskünften 
zu Versorgungsansprüchen ab dem 01.01.2020
Aufgrund der Vielzahl von Anfragen von 
Beamtinnen und Beamten über die Höhe 
der Versorgung, die bei einer Versetzung 
in den Ruhestand zu einem bestimmten 
Zeitpunkt erreicht werden kann, infor­
miert das NLBV über neue Kriterien bei 
der Erteilung von Vorabauskünften.
Aufgrund der angespannten Personalsitu­
ation im Referat Beamtenversorgung wer­
den entsprechende Vorabauskünfte ab 
dem 01.01.2020 auf Antrag und bei Erfül­
lung nunmehr folgender Kriterien erfüllt:
•  ab Vollendung des 55. Lebensjahres 

( jedoch nur bis 12 Monate vor Eintritt 

in den Ruhestand); soweit bereits eine 
Auskunft erteilt wurde, müssen seit 
dem mindestens 5 Jahre vergangen sein 
oder

•  Anlass zu der Annahme besteht, dass 
eventuell in nächster Zeit die Verset­
zung in den Ruhestand wegen Dien­
stunfähigkeit erfolgt (nur mit vorheri­
ger Bestätigung der Dienststelle)

Alle weiteren Informationen zur Beantra­
gung einer Versorgungsauskunft fi nden 
Sie unter dem QR­Code links. 

Wenn Sie ergänzend zu den Auskünften 
des NLBV Informationsbedarf z.B. zur 
 Altersteilzeit haben, stehen wir Ihnen 
 gerne zur Verfügung.

PHVN – Seminar: 
Datenschutz (EU-DSGVO) und Urheberrecht

Die Übergangsfrist für die neue  EU­DSGVO 
ist – von vielen unbemerkt – mit dem 
28.05.2018 abgelaufen, und sie stellt un­
mittelbar geltendes Recht dar. Damit ist es 
auch für Schulen bereits fünf nach zwölf, 
um sich mit ihr auseinanderzusetzen. Das 
soll in dieser Veranstaltung geschehen, 
indem die für Schulen wichtigsten Punkte 
vorgestellt und ihre praktischen Konse­
quenzen erläutert werden. 

Welche Bedingungen müssen erfüllt sein, 
damit Schulen auch weiterhin Daten ver­
arbeiten dürfen? In dieser Fortbildungs­
veranstaltung, die im ersten Schritt für 
Schulleitungen, Funktionsträger/Koordi­

na toren, z.B. Stundenplaner, Oberstu­
fenkoordinatoren konzipiert ist, werden 
daher folgende Themen behandelt:

• Grundsätze der Datenverarbeitung
• Anforderungen an die Homepage
• Datenschutzerklärung der Betroffenen
• Verarbeitungsverzeichnis
• Rolle des Datenschutzbeauftragten
• Sicherheit der Verarbeitung (TOM)
• Nutzung privater Endgeräte
• Sicherheit bei E­Mails, WhatsApp
• Datenübermittlung an andere 

Dabei werden konkrete Situationen des 
Schulalltags (in Bezug auf Schüler, Eltern 
und Kollegen) behandelt, die schon vor 
der EU­DSGVO problematisch waren, nun 
aber verboten sind. Darüber hinaus fi ndet 
ein Exkurs zum Urheberrecht statt, das in 
einigen Punkten (z.B. beim Recht am eige­
nen Bild) Berührungspunkte mit dem Da­
tenschutz aufweist. 

Anmeldung und weitere Information 
 unter folgendem QR­Code:
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Termin: 29. Februar 2020

10.30 Uhr bis 13.30 Uhr 
CentralHotel, Hannover 
(direkt am Bahnhof)

Referent:
Dr. jur. Günther Hoegg hat eine  seltene 
Doppelqualifi kation. Er ist nicht nur 
 Jurist mit dem Schwerpunkt Schul­
recht, sondern ist auch ausgebildeter 
Lehrer, hat dort bis vor kurzem unter­
richtet und einen Fachbereich geführt. 
Er kennt also die Schule von innen. 
 Viele Veröffentlichungen zum Schul­
recht, bundesweite Fortbildungen an 
Schulen und Universitäten weisen ihn 
als Experten auf diesem Gebiet aus. 


